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Gemeinsame Empfehlung 

der Küstenländer Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen, Freie und Hansestadt Hamburg zum Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz (SUG) 

im Rahmen des Entwurfs eines Zweiten Seeschifffahrtsanpassungsgesetzes (SchAnpG 2):

Artikel 2 des Zweiten Seeschifffahrtsanpassungsgesetzes wird wie folgt gefasst:

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über die Untersuchung

 von Seeunfällen (Seeunfalluntersuchungsgesetz – SeeUG)

Das Seeunfalluntersuchungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2860, 2864) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 wird folgender Absatz 4 hinzugefügt:

„Abweichend von den Absätzen 1 und 2 können auch Unfälle untersucht werde, wenn deutsche Staatsangehörige oder Personen mit Sitz oder Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland betroffen oder die deutsche Küste oder damit zusammenhängende Interessen gefährdet worden sind.“

2. In § 2 Abs. 1 wird folgender Satz 3 hinzugefügt:

„Bei der Untersuchung sind die Regeln der IMO-Resolution vom 27. November 1997 (IMO-Code A. 849/20) zu beachten.“

3. § 24 a wird aufgehoben.

Begründung:

Die Küstenländer sind der Auffassung, dass bestimmte Elemente des derzeitigen Seeunfalluntersuchungsverfahrens, die sich in der Praxis bewährt haben, beibehalten werden sollten. Insbesondere im Hinblick auf die von der EU-Kommission ohnehin angestrebte Neuregelung des Seeunfalluntersuchungsverfahrens wäre zum gegenwärtigen Zeitpunkt die von der Bundesregierung vorgeschlagene grundlegende Neuordnung des deutschen Seeunfalluntersuchungsverfahrens nicht zweckmäßig. Nach Auffassung der Küstenländer sollte das bestehende Seeunfalluntersuchungsgesetz durch die oben genannten Änderungen bzw. Ergänzungen an die Erfordernisse des IMO-Codes A. 849/20 angepasst werden. Großbritannien und Dänemark haben die Umsetzung des IMO-Codes A. 849/20 und der Richtlinie 1999/35/EG mit ähnlichen Regelungen vollzogen. 

Hinweis: 

Zu Artikel 2 Nr. 1 der gemeinsamen Empfehlung der Küstenländer muss noch im Rahmen der Verordnung zur Durchführung des Seeunfalluntersuchungsgesetzes (DVSeeUG) ein zuständiges Seeamt bestimmt werden.

